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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes über die Alters- 
grenze von Richtern an den oberen Bundes- 
gerichten und Mitgliedern des Bundesrechnungs- 
hofes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend Ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 160. Sitzung am 15. Juni 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen die Gesetzes- 
vorlage keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Dritten Gesetzes 

über die Altersgrenze von Richtern an den oberen Bundesgerichten 
und Mitgliedern des Bundesrechnungshofes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Die Bundesrichter an den oberen Bun- 
desgerichten und die Mitglieder des Bundes- 
rechnungshofes treten mit Ablauf des Mo- 
nats in den Ruhestand, in dem sie das acht- 
undsechzigste Lebensjahr vollenden. 

(2) Der Eintritt in den Ruhestand kann 
nidit hinausgeschoben werden. 

§2 

Bundesrichter an den oberen Bundesgerich- 
ten und Mitglieder des Bundesrechnungs- 
hofes, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
1956 das achtundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet haben, treten mit dem Ende des Jahres 
1956 in den Ruhestand. 

§3 

Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 gelten nicht 
für Bundesrichter, die nach Artikel 97 Abs. 2 
des Grundgesetzes unter Belassung des vollen 
Gehalts aus dem Amt entfernt worden sind 


oder werden. Sie treten mit dem Ende des 
Monats in den Ruhestand, in dem sie das 
fünfundsechzigste Lebensjahr vollenden, und, 
falls sie über diesen Zeitpunkt hinaus ver- 
wendet werden, mit ihrer Entfernung aus 
dem Amt. 

§4 

§§ 1, 2, 3 Abs. 1 und § 4 des Zweiten Ge- 
setzes über die Altersgrenze von Richtern an 
den oberen Bundesgerichten und Mitglieder 
des Bundesrechnungshofes vom 26. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 502) werden 
aufgehoben. 

§5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§6 

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 1956 
in Kraft. 


) 



Begründung 

(berichtigt) 


Bis zum 31. Dezember 1956 gilt für die Rich- 
ter am Bundesarbeitsgericht und am Bundes- 
sozialgericht keine Altersgrenze, während für 
die anderen Bundesrichter sowie für die Mit- 
glieder des Bundesrechnungshofes eine Alters- 
grenze von 70 Jahren besteht (§ 119 Arbeits- 
gerichtsgesetz, § 211 Sozialgerichtsgesetz, § 1 
Abs. 1 des Zweiten Gesetzes über die Alters- 
grenze von Richtern an den oberen Bundes- 
gerichten und Mitgliedern des Bundesrech- 
nungshofes vom 26. Dezember 1954 — 
BGBL I S. 502). 

Altersgliederung am 31. Dezember 1956 
Mit dem Ablauf des Jahres 1956 würden 
nach dem derzeit geltenden Recht alle Bun- 
desrichter und Mitglieder des Bundesrech- 
nungshofes in den Ruhestand treten, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben (§ 41 Abs, 1, 
§ 189 Bundesbeamtengesetz). Es würden da- 
nach am gleichen Tage 10 Präsidenten und 
Senatspräsidenten, 14 Bundesrichter und 
7 Mitglieder des Bundesrechnungshofes, ins- 
gesamt also 31 Amtsinhaber ausscheiden. 
Eine so erhebliche Personalveränderung 
würde die Kontinuität der Rechtsprechung 
und der Arbeit des Bundesrechnungshofes 
gefährden und erscheint nicht tragbar. 

Auch am Ende des Jahres 1954 hätten bei 
einer Altersgrenze von 65 Jahren ebenfalls 
31 Richter und Mitglieder des Bundesrech- 
nungshofes in den Ruhestand treten müs- 
sen. Dieser plötzliche Personalwechsel er- 
schien dem Gesetzgeber als hinreichender An- 
laß, eine Altersgrenze nicht von 65, sondern 
von 70 Jahren einzuführen (Zweites Gesetz 
über die Altersgrenze vom 26. Dezember 
1954, Regierungsvorlage vom 18. Oktober 
1954, Bundestagsdrucksache 11/897, Begrün- 
dung unter I), Zum Ende des Jahres 1956 
kann jedoch der gleiche untragbare Personal- 
schub bereits vermieden werden, wenn eine 
Altersgrenze nicht von 70, sondern von 
68 Jahren eingeführt wird. 


Die Auswirkungen der Altersgrenze auf die 
einzelnen oberen Bundesgeridite und den 
Bundesrechnungshof zeigt die nachstehende 
Übersicht: 


Von den am 31. Dezem- 
ber 1956 amtierenden 
Richtern und Mitgliedern 
des Bundesrechnungs- 
hofes treten an diesem 
Tage in den Ruhestand: 

Bei einer Altersgrenze von 
65 68 70 

Lebens- Lebens- Lebens- 
jahren jahren Jahren 

Bundesgerichtshof 

Senatspräsidenten 

2 

— 

— 

Bundesrichter 

7 

— 

— 

Bundesverwaltungsgericht 
Präsident und 

Senatspräsidenten 2 



Bundesrichter 

— 

— 

— 

Bundesfinanzhof 

SeiiaLspräsIdenten 

3 

3 

— 

Bundesrichter 

4 

— 

— 

Bundesarbeitsgericht 

Senatspräsidenten 

— 

— 

— 

Bundesrichter 

1 

1 

1 

Bundessozialgericht 

Senatspräsidenten 

1 

— 

— 

Bundesrichter 

1 

— 

— 

Bundesdisziplinarhof 

Senatspräsidenten 

2 

— 

— 

Bundesrichter 

1 

1 

— 

Bundesrechnungshof 

Präsident und Direktor 

2 

1 

— 

Ministerialräte 

5 

2 

— 

Insgesamt: 

31 

8 

1 
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Bei einer Altersgrenze von 65 Jahren müßte 
der Bundesrechnungshof 7 von seinen 35 
Mitgliedern ersetzen. Der Bundesgerichtshof 
würde 2 Senatspräsidenten und 7 Bundes- 
richter verlieren. Wird demgegenüber die 
Altersgrenze nicht auf das 65. sondern auf 
das 68. Lebensjahr festgesetzt, so ergeben 
sich keine Schwierigkeiten. Es treten dann 
nicht 31 sondern nur 8 Amtsinhaber In den 
Ruhestand, darunter 3 Senatspräsidenten 
beim Bundesfinanzhof, die durch geeignete 
Kräfte ersetzt werden können. 


Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Absatz 1 führt eine Altersgrenze von 68 Jah- 
ren ein. Im Gegensatz zu § 1 Abs. 1 Satz 2 
des Zweiten Gesetzes über die Altersgrenze 
wird keine Befristung vorgesehen. Eine end- 
gültige Regelung wird voraussichtlich erst das 
„Deutsche Richtergesetz“ bringen. Da jedoch 
heute der Tag, an dem das „Deutsche Richter- 
gesetz“ In Kraft treten wird, noch nicht be- 
stimmt werden kann, sieht der Entwurf eine 
unbefristete Regelung vor. Der endgültigen 
Entscheidung Im „Deutschen Richtergesetz“ 
Ist damit noch nicht vorgegriffen. 

Absatz 2 dient nur einer Klarstellung. Mit 
der persönlichen Unabhängigkeit der Richter 
und Mitglieder des Bundesrechnungshofes 
ist es grundsätzlidi nicht zu vereinbaren, daß 
ihr Eintritt in den Ruhestand individuell 
hinausgeschoben wird. Dieser Grundsatz ist 
bereits in § 1 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes 
über die Altersgrenze (vom 26. Dezember 
1954) ausgesprochen und wird zur Vermei- 
dung von Zweifeln auch für dieses Gesetz fest- 


gelegt. Die übrigen Vorschriften des Bundes- 
beamtengesetzes über den Eintritt In den 
Ruhestand bleiben dagegen unberührt (§ 189 
BBG). 

Zu § 2 

Die Bestimmung dient der Klarstellung für 
diejenigen Richter und Mitglieder des Bun- 
desrechnungshofes, die bis zum Ablauf des 
Jahres 1956 das 68. Lebensjahr vollendet 
haben. 

Zu § 3 

Nach § 3 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes über 
die Altersgrenze gilt für Richter, die bei 
Änderung der Gerichtsorganisation unter Be- 
lassung des vollen Gehaltes aus dem Amt 
entfernt werden (Artikel 97 Abs. 2 des 
Grundgesetzes), eine Altersgrenze von 65 Jah- 
ren. Diese Fvegclung bleibt aufrechterhalten. 

Zu § 4 

Die Bestimmungen In den §§ 1, 2 und 4 des 
Zweiten Gesetzes über die Altersgrenze ver- 
lieren mit Ablauf des 31. Dezember 1956 
ihre Bedeutung. Sie werden deshalb auf- 
gehoben. 

§ 3 Abs, 1 des Zweiten Gesetzes über die Al- 
tersgrenze wird durch § 3 des Entwurfs er- 
setzt. 

§ 3 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes über die Al- 
tersgrenze, der eine Übergangsregelung für 
Richter des ehemaligen Deutsdien Oberge- 
richts für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
enthält, bleibt In Kraft. 

Zu § 5 

Die übliche Berlin-Klausel Ist aus grundsätz- 
lichen Erwägungen erforderlich. 
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